
 

  

S 1 AL 99/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 8
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AL 99/01
Datum 14.08.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 360/01
Datum 10.05.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 14.
August 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Aufhebung der Bewilligung von Unterhaltsgeld
(Uhg) und die Erstattung von 1.249,92 DM streitig.

Die 1947 geborene KlÃ¤gerin hat eine Ausbildung als Rechtsanwaltsgehilfin
absolviert und war anschlieÃ�end mit Unterbrechungen in diesem Beruf tÃ¤tig. Seit
1989 hat sie keine BeschÃ¤ftigung mehr ausgeÃ¼bt und bezieht seither Leistungen
wegen Arbeitslosigkeit, unterbrochen durch Bezug von Krankengeld. Zuletzt wurde
ihr ab 30.03.2000 Arbeitslosenhilfe (Alhi) bewilligt.

Ab 12.07.2000 nahm die KlÃ¤gerin an einer QualifizierungsmaÃ�nahme fÃ¼r
Kaufleute teil. Mit Bescheid vom 14.07.2000 hob die Beklagte ab 12.07.2000 die
Bewilligung der Alhi auf und bewilligte der KlÃ¤gerin ab diesem Zeitpunkt Uhg,
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Lehrgangskosten und Fahrtkosten. Die KlÃ¤gerin war vom 17.07. bis 25.08.2000
arbeitsunfÃ¤hig, am 30.08.2000 teilte sie mit, ab 26.08.2000 wieder arbeitsfÃ¤hig
zu sein.

Nach einem Vermerk vom 28.09.2000 teilte der MaÃ�nahmetrÃ¤ger mit, die
KlÃ¤gerin nehme seit 17.07.2000 nicht mehr am Unterricht teil, die AU-
Bescheinigungen betrÃ¤fen lediglich die Zeit bis 25.08.2000. FÃ¼r die Fehlzeiten
liege keine BegrÃ¼ndung vor.

Mit Schreiben vom 06.10.2000 hÃ¶rte die Beklagte die KlÃ¤gerin dazu an, dass sie
bis 30.10.2000 Uhg in HÃ¶he von 1.249,92 DM zu Unrecht bezogen habe. Nachdem
eine Stellungnahme der KlÃ¤gerin nicht eingegangen war, hob die Beklagte mit
Bescheid vom 05.10.2000 die Bewilligung des Uhg ab 26.08.2000 auf mit der
BegrÃ¼ndung, nach RÃ¼cksprache mit dem MaÃ�nahmetrÃ¤ger kÃ¶nne die
KlÃ¤gerin aufgrund ihrer unentschuldigten Fehlzeiten die MaÃ�nahme nicht mehr
erfolgreich abschlieÃ�en, weshalb diese mit Wirkung ab 10.10.2000 abgebrochen
werde.

Mit weiterem Bescheid vom 02.11.2000 forderte die Beklagte die Erstattung des ab
26.08.2000 gezahlten Uhg in HÃ¶he von 1.249,92 DM und der Fahrkosten in HÃ¶he
von 1.995,00 DM. Nachdem die KlÃ¤gerin sich am 02.11.2000 arbeitslos gemeldet
und Alhi beantragt hatte, wurde ihr diese Leistung ab 02.11.2000 bewilligt.

Gegen die Aufhebungsbescheide legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein und machte
geltend, fÃ¼r diese Entscheidung sei Ermessen auszuÃ¼ben gewesen. Der
Ausbildungsleiter habe nach der krankheitsbedingten Abwesenheit bis 25.08.2000
erklÃ¤rt, es sei nicht mehr sinnvoll, dass sie weiter am Kurs teilnehme, da die
versÃ¤umten Unterrichtseinheiten nicht nachholbar seien. Auf ihre Frage, was sie
nun zu tun habe, habe er ihr erklÃ¤rt, sie mÃ¼sse nichts weiter tun, es werde alles
so weiterlaufen wie bisher. Auf diese Aussage habe sie vertraut und keinen Antrag
auf Alhi gestellt. Der Aufhebungs- und Erstattungsbescheid fÃ¼hre dazu, dass sie
fÃ¼r diesen Zeitraum keine Leistung erhalte, obwohl sie dem Grunde nach
Anspruch auf Alhi gehabt hÃ¤tte.

Mit Widerspruchsbescheid vom 25.01.2001 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Bereits aus dem Gesetzeswortlaut ergebe sich, dass Uhg
nur bei tatsÃ¤chlicher Teilnahme an der WeiterbildungsmaÃ�nahme gezahlt werden
kÃ¶nne. Ein wichtiger Grund fÃ¼r die Nichtteilnahme sei weder vorgetragen noch
nachgewiesen worden. In dem ihr bei Antragstellung ausgehÃ¤ndigten Merkblatt 6
"FÃ¶rderung der beruflichen Weiterbildung" sei sie darauf hingewiesen worden,
dass sie Ã�nderungen unverzÃ¼glich anzuzeigen habe, und dass eine Mitteilung
insbesondere dann wichtig sei, wenn sie die Teilnahme an der MaÃ�nahme vorzeitig
beende. Mit ihrer VerÃ¤nderungsmitteilung vom 30.08.2000 habe sie zwar
bekanntgegeben, dass sie wieder arbeitsfÃ¤hig sei, nicht jedoch, dass sie an der
MaÃ�nahme nicht mehr teilnehme.

Mit ihrer am 08.03.2001 beim Sozialgericht Augsburg (SG) eingegangenen Klage
hat die KlÃ¤gerin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt. Das SG hat mit
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Beschluss vom 14.08.2001 diesem Antrag entsprochen. Mit Urteil vom 14.08.2001
hat es die Klage abgewiesen und auf die umfangreiche BegrÃ¼ndung des
Widerspruchsbescheides Bezug genommen. Â§ 48 SGB X werde durch Â§ 330 Abs.3
SGB III dahingehend modifiziert, dass keine Ermessensentscheidung anfalle. Im
Ã�brigen seien Ausbildungsleiter eines privaten BildungstrÃ¤gers keine Mitarbeiter
der Beklagten.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin, die auf ihr bisherigen
Vorbringen verweist.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 14.08.2001 und die Bescheide der
Beklagten vom 05.10. und 02.11.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 25.01.2001 insoweit aufzuheben, als die Bewilligung des Unterhaltsgeldes
aufgehoben wurde.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und der Verfahrensakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, ein
AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG) liegt nicht vor.

In der Sache erweist sich das Rechtsmittel als unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG
die Klage abgewiesen, da die angefochtenen Bescheide der Beklagten nicht zu
beanstanden sind. Nicht mehr streitig ist die Erstattung der Fahrtkosten, da die
KlÃ¤gerin insoweit die Berufung zurÃ¼ckgenommen hat.

Die KlÃ¤gerin hat fÃ¼r die Zeit ab 26.08.2000 keinen Anspruch auf Uhg. Denn
gemÃ¤Ã� Â§ 153 Satz 1 SGB III ist dieser Anspruch an die "Teilnahme an einer fÃ¼r
die WeiterbildungsfÃ¶rderung anerkannten VollzeitmaÃ�nahme" geknÃ¼pft. Die
KlÃ¤gerin hat aber unstreitig auch nach Beendigung ihrer ArbeitsunfÃ¤higkeit an
der MaÃ�nahme nicht mehr teilgenommen und auch nicht mehr die Absicht gehabt,
erneut teilzunehmen. FÃ¼r ihre Nichtteilnahme ab 26.08.2000 hatte die KlÃ¤gerin
keinen wichtigen Grund im Sinne des Â§ 155 Nr.1 SGB III; denn die Voraussetzungen
dieser Vorschrift, die ausnahmsweise auch fÃ¼r Zeiten der Nichteinnahme einen
Anspruch auf Uhg gewÃ¤hrt, sind nur bei vorÃ¼bergehender Nichtteilnahme
gegeben, betreffen jedoch nicht den Fall, dass die MaÃ�nahme abgebrochen wird.

Hierbei kann dahinstehen, ob ihr Vortrag zutrifft, dass vom Ausbildungsleiter die
weitere Teilnahme fÃ¼r nicht mehr sinnvoll gehalten wurde. Denn der Anspruch auf
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Uhg fÃ¤llt in jedem Fall mit dem Abbruch der MaÃ�nahme weg.

Dadurch ist in den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei Bewilligung des Uhg
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung im Sinne des Â§ 48 Abs.1 Satz 1
und 2 Nr.2 SGB X eingetreten, weshalb die Beklagte berechtigt und verpflichtet war,
die Bewilligung der Leistung mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse, also ab 26.08.2000, aufzuheben. Denn die KlÃ¤gerin ist ihrer
Verpflichtung, den MaÃ�nahmeabbruch mitzuteilen, nicht nachgekommen. Dieses
VersÃ¤umnis ist zumindest grob fahrlÃ¤ssig. Schon in ihrem Antrag auf FÃ¶rderung
der Teilnahme an dieser MaÃ�nahme vom 26.06.2000 hatte sie sich unterschriftlich
verpflichtet, Ã�nderungen unverzÃ¼glich anzuzeigen. Gleichzeitig hat sie
bestÃ¤tigt, das Merkblatt 6 "FÃ¶rderung der Weiterbildung", in dem sie auf die
Mitwirkungspflichten im Einzelnen hingewiesen werde, erhalten und von seinem
Inhalt Kenntnis genommen zu haben. In diesem Merkblatt wird ausdrÃ¼cklich
darÃ¼ber aufgeklÃ¤rt, dass unter anderem eine vorzeitige Beendigung der
MaÃ�nahme unverzÃ¼glich mitzuteilen ist. Sollte die KlÃ¤gerin sich dieser
Verpflichtung nicht bewusst gewesen zu sein, so wÃ¤re dies als grob fahrlÃ¤ssig
anzusehen. Gerade angesichts ihrer Ausbildung als Rechtsanwaltsgehilfin ist davon
auszugehen, dass sie auch subjektiv Ã¼ber das erforderliche EinsichtsvermÃ¶gen
verfÃ¼gt. Deshalb kann dahinstehen, ob die nicht bewiesene Behauptung zutrifft,
der Ausbildungsleiter habe ihr erklÃ¤rt, sie brauche gegenÃ¼ber der Beklagten
nicht tÃ¤tig zu werden. Denn nachdem diese Mitteilung in klarem Gegensatz zu den
ihr von Seiten der Beklagten auferlegten Mitteilungspflichten stehen wÃ¼rde,
wÃ¤re von der KlÃ¤gerin zumindest zu erwarten gewesen, dass sie diesbezÃ¼glich
die Beklagte um Beratung ersucht.

GemÃ¤Ã� Â§ 330 Abs.3 Satz 1 SGB X "ist" die Bewilligung des Uhg mit Wirkung vom
Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufzuheben, soweit die
Voraussetzungen des Â§ 48 Abs.1 Satz 2 SGB X vorliegen. Der Beklagten ist somit
bei dieser Entscheidung kein Ermessen eingerÃ¤umt.

GemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs.1 Satz 1 SGG hat die KlÃ¤gerin die ab 25.08.2000 erbrachten
Leistungen zu erstatten.

Somit war die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg
vom 14.08.2001 zurÃ¼ckzuweisen. Dem in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gestellten Antrag der KlÃ¤gerin, die mÃ¼ndliche Verhandlung zu vertagen, damit
sie einen neuen ProzessbevollmÃ¤chtigten beauftragen kÃ¶nne, war nicht zu
entsprechen. Die KlÃ¤gerin war ursprÃ¼nglich durch einen bevollmÃ¤chtigten
Rechtsanwalt vertreten, der aber bereits mit Schreiben vom 11.04.2002 mitgeteilt
hatte, dass das MandatsverhÃ¤ltnis durch KÃ¼ndigung beendet worden sei. Fortan
bestand fÃ¼r die KlÃ¤gerin genÃ¼gend Zeit, sich um die Vertretung durch einen
anderen Rechtsanwalt zu bemÃ¼hen. Sie hat keine GrÃ¼nde vorgetragen, die ihr
dies unmÃ¶glich gemacht hÃ¤tten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
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liegen nicht vor.

Erstellt am: 22.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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